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Einladung zur Informationsveranstaltung 
Zukunft Sonnenstrom  

Wärmt das Haus und macht mobil
Wie kann selbst erzeugter So-
larstrom sinnvoll im eigenen 
Haushalt genutzt werden – für 
Strom, Wärme und Mobilität?
Diese und weitere Fragen be-
antwortet Christoph Dohm 
vom Institut für angewandtes 
Stoffstrommanagement (IfaS) 
in einem informativen Vortrag 
rund um das Thema „Sonnen-
strom“. 
Im Fokus stehen dabei kon-
krete Möglichkeiten für Bür-
gerinnen und Bürger, mit 
Photovoltaik einen Beitrag 
zur Energiewende zu leisten 
und gleichzeitig ihre eigenen  
Energiekosten zu senken.  

Im Anschluss an den Vortrag 
gibt es Gelegenheit für Fragen 
und Austausch. 

Der Vortrag ist am 
Donnerstag, 12. Juni 
2025, 18:30 – 20:00 Uhr 
Baldenauhalle, Saal Morbach, 
Jahnstraße 5, 54497 Morbach
Die Teilnahme ist kostenlos, 
eine Anmeldung ist nicht er-
forderlich. 
Veranstalter sind die Einheits-
gemeinde Morbach, der Land-
kreis Bernkastel-Wittlich und 
das Nationalparkamt Huns-
rück-Hochwald im Rahmen 
des EU-LIFE-Projekts ZENAPA. 

Der Nationalpark Hunsrück-
Hochwald ist nicht nur ein 
Hotspot der Artenvielfalt, son-
dern auch aktiv im Bereich na-
turverträglicher Klimaschutz 
– unterstützt Aktivitäten im 
Bereich nachhaltiger Energie- 
und Ressourcennutzung.

Einladung zur Informationsveranstaltung 
„Strom von meinem Balkon“

Photovoltaik-Anlagen sind eta-
bliert und tragen in Deutsch-
land aktuell zu 15 Prozent an 
der gesamten Stromerzeu-
gung bei. Aber nicht jeder 
Haushalt hat ein Dach oder 
das nötige Geld für eine große 
Photovoltaik-Anlage zur Verfü-
gung. Eine Alternative sind die 
kleinen, steckerfertigen Solar-
module für Balkon, Terrasse 
oder Vordach. Mit einem Ste-
ckersolar-Gerät können auch 
Mieterinnen und Mieter oder 
Wohnungseigentümer eige-
nen Solarstrom erzeugen. 
Im Vortrag erläutert Frau Foit, 
Energieberaterin der Verbrau-
cherzentrale, welche Erträge 
zu erwarten sind und wie der 
eigene Strom optimal genutzt 
werden kann. Sie informiert 
außerdem über die Vorgaben, 
die bei der Installation einge-

halten werden müssen. 
Die Klimaschutzmanagerin 
des Landkreises Bernkastel-
Wittlich, Yvonne Michels, wird 
zudem über das kommunale 
Förderprogramm für private 
Balkonkraftwerke informie-
ren, bei dem es für neu ange-
schaffte Anlagen 150 € Förde-
rung gibt. Der Vortrag ist am 
11.06.2025 um 18 Uhr 
Güterhalle Bernkastel-Kues
Alle interessierten Bürge-
rinnen und Bürger sind hier-
zu herzlich eingeladen. Das 
Klimaschutzmanagement des 
Landkreises freut sich auf 
zahlreiche Teilnehmende und 
bittet um eine unverbindliche 
Anmeldung über Scannen des 
QR Codes. Gern können Sie 
auch eine E-Mail an yvonne.
michels@bernkastel-wittlich.
de schreiben. 
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Öffentliche Bekanntmachungen und Ausschreibungen 
Diese öffentlichen Bekanntmachungen und Ausschreibungen finden Sie auch 

im Internet unter https://www.bernkastel-wittlich.de/kreisverwaltung/ 
oeffentliche-bekanntmachungen/ bzw. https://www.bernkastel-wittlich.de/

kreisverwaltung/vergaben/.

Bekanntmachung nach dem Grundstückverkehrsgesetz

Über die Genehmigung zur Veräußerung nachstehender Grundstücke ist nach 
dem Grundstückverkehrsgesetz zu entscheiden:

GEMARKUNG: DISTRIKT: WIRTSCHAFTSART: GRÖSSE
================================================================
Trarbach  In Ahressen Landwirtschaftsfläche      
    Waldfläche 0,2788 ha 
Bruch  Auf der Staudt Landwirtschaftsfläche, 
    Waldfläche,  
    Wohnbaufläche 0,7050 ha

Landwirte/Forstwirte, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb des(r) 
Grundstücks(e) interessiert sind, werden gebeten, dies der Unteren Landwirt-
schaftsbehörde bei der Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich, Kurfürstenstraße 
16, 54516 Wittlich, bis spätestens 13.06.2025 schriftlich mitzuteilen. Ansprech-
partner: Niklas Braun (Telefon: 06571 14-2418, E-Mail: Niklas.Braun@Bernka-
stel-Wittlich.de) oder Sina Völker (Telefon: 06571 14-2091, E-Mail: Sina.Voel-
ker@Bernkastel-Wittlich.de).

Öffentliche Bekanntmachung
Zum Zwecke der öffentlichen Zustel-
lung gemäß § 1 Abs. 1 Landesverwal-
tungszustellungsgesetz in Verbindung 
mit § 10 Abs. 1 Nr. 1 Verwaltungszu-
stellungsgesetz sowie § 1 Abs. 1 der 
Haupt-satzung des Landkreises Bern-
kastel-Wittlich, jeweils in den aktuell 
gültigen Fassungen.
Folgende Person, deren Aufenthalt 
allgemein unbekannt ist, wird benach-
richtigt, dass die Kreis-verwaltung 
Bernkastel-Wittlich – Fachbereich 12 
– Jugend und Familie -, Kurfürsten-
straße 16, 54516 Wittlich, gegen sie 
eine zustellungsbedürftige Entschei-
dung getroffen hat.
Betroffene/r: Marius Pintilie
letzte bekannte Anschrift: 54533 Lau-
feld, Zum Falbachtal 11
Datum und Aktenzeichen des Schrei-
bens: 26.05.2025, Az.: 12-40-P-
008719/8720
Das Schriftstück kann von der/dem 
Betroffenen oder von einer durch sie/
ihn bevollmächtigten Person bei der 
Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich 
– Fachbereich 12 – Jugend und Fa-
milie -, Kurfürstenstraße 16, 54516 
Wittlich, eingesehen werden. Durch 
die öffentliche Zustellung werden Fri-
sten in Gang gesetzt, nach deren Ab-
lauf Rechtsver-luste drohen. Die Ent-
scheidung gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag dieser Bekanntmachung zwei 
Wochen vergangen sind. Die Entschei-
dung erlangt Bestandskraft, wenn 
der/die Betroffene nicht innerhalb 
von zwei Wochen nach Zustellung 
schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der Kreisverwaltung Bernkastel-Witt-
lich Widerspruch einlegt.

Wittlich, 26.05.2025
Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich
- Fachbereich 12 – Jugend und Fami-
lie -
Kurfürstenstraße 16
54516 Wittlich
Im Auftrag
gez. Nicole Becker

Auslage der Niederschrift der Mit-
gliederversammlung der Rotwildhe-
gegemeinschaft Morbach KdöR am 
05.04.2025

Zur Einsichtnahme liegt die Nie-
derschrift der Mitgliederversamm-
lung der Rotwildhegegemeinschaft 
Morbach KdöR am 05.04.2025 vom 
22.05.2025 bis zum 08.06.2025 aus. 
Die Unterlagen können bei der Ge-
schäftsführerin Melanie Martini, Am 
großen Herrgott 5, 54497 Morbach 
eingesehen werden. Vor Einsichtnah-
me wird gebeten, sich telefonisch bei 
Frau Martini unter der 01590 6120961 
zu melden.

Dr. Stefan Rhiem
- Vorsitzender -

Öffentliche Bekanntmachung zum 
Zwecke der öffentlichen Zustellung 
gemäß § 1 Abs. 1 Landesverwaltungs-
zustellungsgesetz in Verbindung mit 
§ 10 Abs. 1 Nr. 1 Verwaltungszu-
stellungsgesetz sowie § 1 Abs. 1 der 
Hauptsatzung des Landkreises Bern-
kastel-Wittlich, jeweils in den aktuell 
gültigen Fassungen. 
Folgende Person, dessen Aufenthalt 
allgemein unbekannt ist, wird be-
nachrichtigt, dass die Kreisverwaltung 
Bernkastel-Wittlich, Fachbereich 20 – 
Sicherheit und Ordnung, Kurfürsten-
straße 16, 54516 Wittlich, gegen sie 
eine zustellungsbedürftige Entschei-
dung getroffen hat. 
Betroffene/r: Münch, Klaus Leo
letzte bekannte Anschrift: 54426 Mal-
born, Hauptstraße 18
Datum und Aktenzeichen des Schrei-
bens: 26.05.2025, Az.: FB20/SchoFe/
M11
Das Schriftstück kann von der/dem 
Betroffenen oder von einer durch 
sie/ ihn bevollmächtigten Person bei 
der Kreisverwaltung Bernkastel-Witt-
lich, Fachbereich 20 – Sicherheit und 
Ordnung, Kurfürstenstraße 16, 54516 
Wittlich, eingesehen werden. Durch 
die öffentliche Zustellung werden Fri-
sten in Gang gesetzt, nach deren Ab-
lauf Rechtsverluste drohen. Die Ent-
scheidung gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag dieser Bekanntmachung zwei 
Wochen vergangen sind. Die Entschei-
dung erlangt Bestandskraft, wenn 
der/die Betroffene nicht innerhalb 
von zwei Wochen nach Zustellung 
schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der Kreisverwaltung Bernkastel-Witt-
lich Widerspruch einlegt.

Wittlich, 26.05.2025 
Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich 
Fachbereich 20 – Sicherheit und Ord-
nung
Kurfürstenstraße 16
54516 Wittlich 
Im Auftrag 
gez. Hessek

Öffentliche Ausschreibung nach VOB 
(Kurztext)

Der Landkreis Bernkastel-Wittlich be-
absichtigt, einen Auftrag über Elektro-
arbeiten an der Realschule plus Tra-
ben-Trarbach zu vergeben. 
Submissionstermin ist der 25.06.2025, 
11:00 Uhr.
Der detaillierte Langtext der öffentli-
chen Ausschreibung kann im Internet 
unter https://www.bernkastel-witt-
lich.de/kreisverwaltung/vergaben/  
abgerufen werden. 
Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich, 
27.05.2025
Im Auftrag: Andreas Müller

Öffentliche Ausschreibung nach VOB 
(Kurztext)
 
Der Landkreis Bernkastel-Wittlich be-
absichtigt, einen Auftrag über Hei-
zung/Lüftung/Sanitärarbeiten an der 
Realschule plus Traben-Trarbach zu 
vergeben. 
Submissionstermin ist der 23.06.2025, 
11:00 Uhr.
Der detaillierte Langtext der öffentli-
chen Ausschreibung kann im Internet 
unter https://www.bernkastel-witt-
lich.de/kreisverwaltung/vergaben/  
abgerufen werden. 
Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich, 
28.05.2025
Im Auftrag: Andreas Müller 

Öffentliche Ausschreibung nach 
UVgO (Kurztext)

Der Landkreis Bernkastel-Wittlich be-
absichtigt, einen Auftrag über Or-
ganisation und Durchführung der 
„Fahrradtour der Vielfalt – Vereintes 
Europa 2025“ zu vergeben. 
Submissionstermin ist der 26.06.2025, 
11:00 Uhr.
Der detaillierte Langtext der öffentli-
chen Ausschreibung kann im Internet 
unter https://www.bernkastel-witt-
lich.de/kreisverwaltung/vergaben/  
abgerufen werden. 
Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich, 
28.05.2025
Im Auftrag: Andreas Müller

Ihre Vorteile auf einen Blick:
• Dokumente einfach hoch-

laden: Sparen Sie Zeit und 
Porto, indem Sie Ihre Un-
terlagen bequem online 
einreichen

• Anträge direkt stellen: 
Reichen Sie Ihre Anträge 
schnell und unkompliziert 
online ein

• Neuantrag auf Bürgergeld:  
www.jobcenter.digital

• Veränderungen mitteilen: 
Informieren Sie uns zeit-
nah über wichtige Ände-
rungen in Ihren persön-
lichen Verhältnissen

• Nachrichten direkt austau-
schen: Kommunizieren Sie 
sicher und direkt mit Ihren 
Ansprechpartnern im Job-
center

• Schnellere Bearbeitung: 
Durch die digitale Über-
mittlung können Ihre An-
liegen zügiger bearbeitet 
werden

Die neue Jobcenter App ist da
• Bequem per Smartphone: 

Nutzen Sie unsere Job-
center App jederzeit und 
überall

Scannen Sie einfach den QR-
Code mit Ihrem Smartphone:
              App Store      

               Google Play
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Endlich ist es wieder soweit! 
In diesem Jahr lädt die Musik-
schule des Landkreises Bern-
kastel-Witt lich erstmalig seit 
2018 zum Sommerfest am 
Samstag, den 14. Juni 2025 
um 14:00 Uhr in das Kloster 
Himmerod ein.

Rund 100 Schülerinnen und 
Schüler haben gemeinsam 
mit ihren Lehrkräft en für das 
Sommerfest der Musikschule 
ein abwechslungsreiches und 
musikalisch hochwerti ges Pro-
gramm auf die Beine gestellt. 
Freuen Sie sich auf Beiträge, 
die das vielfälti ge Unterrichts-
angebot der Musikschule re-
präsenti eren. Von großem Sin-
fonie- und Blasorchester über 
Chormusik, Streich- und Zup-
fensemble, solisti sche Beiträ-
ge von Harfe und Akkordeon, 
bis hin zur Popularmusik – in 
den Wandelkonzerten, die in 
den verschiedenen Sälen der 
Abtei Himmerod stattf  inden, 
wird die Musik und das Publi-
kum die Hallen des Klosters 

Sommerfest der Musikschule 2025
Eine musikalische Reise in und um das Kloster Himmerod

für eine kurze Zeit wieder mit 
Leben füllen.

Im Anschluss an das musika-
lische Programm sind alle Be-
sucherinnen und Besucher 
herzlich dazu eingeladen, bei 
Kaff ee, Kuchen und Getränken 
nicht nur die Räumlichkeiten 
der Abtei sondern auch ihr Ge-
lände zu entdecken.

Lassen Sie sich von der Viel-
falt unserer Musikschule ver-
zaubern und genießen Sie ge-
meinsam mit uns ein schönes 
musikalisches Sommerfest.
Der Eintritt  ist frei, über Spen-
den an diesem tag freut sich 
der Freundeskreis der Musik-
schule e. V.

Rückblick auf das 11. Unternehmerinnenfrühstück – Care-Arbeit im Fokus
Unter dem Titel „Care-Arbeit 
ist kein Kaff eekränzchen – Wa-
rum Vereinbarkeit ein Wirt-
schaft sfaktor ist“ luden die 
Kommunalen Gleichstellungs-
beauft ragten der Eifelkreis 
Bitburg-Prüm und den Land-
kreisen, Bernkastel-Witt lich, 
Cochem-Zell sowie Trier-Saar-
burg und Vulkaneifel in Koo-
perati on mit der Wirtschaft s-
förderung zum mitt lerweile 
11. Unternehmerinnenfrüh-
stück ein.

In wunderschöner Atmosphä-
re auf Burg Ließem begrüßte 
Landrat Andreas Kruppert die 
Teilnehmerinnen im Eifelkreis 
Bitburg-Prüm. Brigitt e Lich-
ter, Hausherrin und Unterneh-
merin schilderte, wie die Burg 
in den letzten Jahren mit viel 
Herzblut in Wert gesetzt wur-
de, um heute als Feriendomi-
zil und Veranstaltungsort ge-
nutzt zu werden.

Über 30 Unternehmerinnen 
aus der Region folgten der 
Einladung im Rahmen der in-
terkommu-nalen Zusammen-
arbeit (IKZ) und nutzten das 
Frühstück, sich zu vernetzen, 
Impulse mitzunehmen und 
aktuelle Herausforderungen 
rund um das Thema Verein-
barkeit zu diskuti eren. 

Vereinbarkeit als wirtschaft s-
politi sches Schlüsselthema
Den fachlichen Höhepunkt 
bildete der Vortrag der Refe-
renti n Hanna Jones, Co-Foun-
derin der Service-Plattf  orm 
JOBS FOR MOMS, die Unter-
nehmen, qualifi zierte Müt-
ter sowie Netzwerkpartner 
aus Coaching, Beratung und 
Qualifi zierung auf innovati ve 
Weise zusammenbringt. Mit 
fundiertem Fachwissen und 
persönlicher Nähe zeigte sie 
eindrücklich auf, warum Ca-
re-Arbeit kein privates Rand-

thema, sondern ein zentrales 
Element wirtschaft licher Zu-
kunft sfähigkeit ist.
„Care ist kein Nice-to-ha-
ve, sondern ein struktureller 
Pfeiler unserer Wirtschaft “, 
so Jones. Sie verdeutlichte, 
wie sehr insbesondere Müt-
ter durch unbezahlte Fürsor-
gearbeit die Wirtschaft  stüt-
zen – häufi g auf Kosten ihrer 
eigenen Gesundheit und be-
rufl ichen Entwicklung. Ihre 
Vision: Eine care-zentrierte, 
enkelfähige Wirtschaft , die 
Unternehmen in die Pfl icht 
nimmt, care-freundliche 
Strukturen akti v mitzuge-
stalten.

Austausch, Vernetzung und 
ein starkes Signal für die Re-
gion
In persönlichen Gesprächen 
wurden Erfahrungen geteilt, 
neue Ideen entwickelt und 
Netzwerke gestärkt. Die The-

men Fachkräft esicherung, Un-
ternehmenskultur und die 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf waren wurden disku-
ti ert – praxisnah, off en und lö-
sungsorienti ert.
Die Kommunalen Gleichstel-
lungsbeauft ragten zeigten sich 
zufrieden mit dem Verlauf der 
Veranstaltung: „Die große Re-
sonanz und das rege Interesse 
zeigen, dass Care-Arbeit und 
Vereinbarkeit längst in der 
Mitt e der unternehmerischen 
Realität angekommen sind 
und wie wichti g der Austausch 
und das Netzwerken sind. Un-
sere Region profi ti ert von sol-
chen Austauschformaten“, so 
das gemeinsame Fazit der Ver-
anstalterinnen.
Ein besonderer Dank gilt der 
Inhaberin von Burg Ließem für 
die gastf reundliche Unterstüt-
zung sowie allen Beteiligten 
für eine rundum gelungene 
Veranstaltung.

Aktuell infor-
miert!
Folgt uns auf 
Facebook /
Instagram@
kvbkswil
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Bekanntmachung der Kreiswahlleitung

für den Wahlkreis 22 - Wittlich und für den Wahlkreis 23 - Bernkastel-Kues/Morbach/Kirchberg (Hunsrück)
Wahl zum 19. Landtag Rheinland-Pfalz am Sonntag, dem 22. März 2026;

Aufforderung zur Einreichung von Wahlkreisvorschlägen

Am Sonntag, dem 22. März 2026, fin-
det die Wahl der Abgeordneten zum 
19. Landtag Rheinland-Pfalz statt.

Die Parteien, mitgliedschaftlich orga-
nisierten Wählervereinigungen und 
Stimmberechtigten, die einen Wahl-
kreisvorschlag einreichen wollen, 
werden gemäß § 26 Landeswahlord-
nung (LWO) aufgefordert,

der Kreiswahlleitung der Wahlkreise
22 - Wittlich und
23 - Bernkastel-Kues/Morbach /Kirch-
berg (Hunsrück)

in 54516 Wittlich,  
Kurfürstenstraße 16 (Kreisverwaltung 
Bernkastel-Wittlich),
möglichst frühzeitig, 

spätestens am 75. Tag vor der Wahl - 
Dienstag, 06. Januar 2026 - bis 18 Uhr,

die Wahlkreisvorschläge mit den in § 
41 Abs. 2 LWahlG benannten Nach-
weisen schriftlich einzureichen (§ 36 
LWahlG – Einreichungsfrist).

Die Wahlkreisvorschläge einschließ-
lich der vorgeschriebenen Anlagen 
sollen möglichst frühzeitig eingereicht 
werden. Stellt die Kreiswahlleitung 
Mängel fest, so benachrichtigt sie/er 
sofort die Vertrauensperson und for-
dert sie auf, behebbare Mängel noch 
vor Ablauf der vorgenannten Einrei-
chungsfrist zu beseitigen (§ 41 Abs. 1 
Satz 2 Landeswahlgesetz (LWahlG)). 
Nach Ablauf der Einreichungsfrist 
können nur noch Mängel an sich gül-
tiger Wahlvorschläge behoben wer-
den (§ 41 Abs. 2 LWahlG).

Rechtsgrundlagen für die Beteiligung 
an der Wahl mit Wahlvorschlägen und 
für das Wahlvorschlagsverfahren sind 
insbesondere die §§ 32 bis 43 LWahlG 
sowie die §§ 26 bis 32 der Landes-
wahlordnung (LWO).
Im Einzelnen ist bei der Aufstellung 
und Einreichung von Wahlkreisvor-
schlägen 
Folgendes zu beachten:

1. Wahlvorschlagsrecht

Nach § 33 LWahlG können Wahlkreis-
vorschläge von Parteien, von mit-
gliedschaftlich  organisierten Wäh-
lervereinigungen und auch von 
stimmberechtigten Personen (Stimm-
berechtigte) eingereicht werden.

Eine Partei oder Wählervereinigung 
kann in jedem Wahlkreis nur ei-
nen Wahlkreisvorschlag einreichen 
(§ 33 Abs. 2 LWahlG). Wahlvorschlä-
ge von Parteien und Wählerverei-
nigungen müssen den Namen der 
einreichenden Partei oder Wähler-
vereinigung und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwenden, auch diese 
enthalten. Bei Wahlkreisvorschlägen 

von Stimmberechtigten ist ein 
Kennwort anzugeben (§ 33 Abs. 3 
LWahlG). Der Wahlkreisvorschlag 
muss den Namen des Bewerbers 
enthalten. Neben dem Bewerber 
kann ein Ersatzbewerber aufge-
führt werden (§ 34 Abs. 1 LWahlG).

In jedem Wahlvorschlag sollen eine 
Vertrauensperson und eine stell-
vertretende Vertrauensperson be-
zeichnet werden, die berechtigt 
sind, verbindliche Erklärungen zum 
Wahlvorschlag abzugeben und ent-
gegenzunehmen. Fehlt diese Be-
zeichnung, so gilt die Person, die 
als erste unterzeichnet hat, als Ver-
trauensperson und diejenige, die 
als zweite unterzeichnet hat, als 
stellvertretende Vertrauensperson 
(§ 33 Abs. 5 LWahlG).

2. Anforderungen an die Bewerber 
und Ersatzbewerber

Als Bewerber oder Ersatzbewer-
ber in einem Wahlkreisvorschlag 
einer Partei oder Wählervereini-
gung kann nur vorgeschlagen wer-
den, wer
- nach § 32 LWahlG wählbar ist,
- nicht Mitglied einer anderen Par-
tei oder Wählervereinigung ist (§ 
37 Abs. 1 Satz 1 und 2 LWahlG),
- in einer Mitgliederversammlung 
oder in einer besonderen oder all-
gemeinen Vertreterversammlung 
nach § 37 Abs. 3 LWahlG einzeln in 
geheimer Abstimmung hierzu ge-
wählt worden ist,
- seine Zustimmung dazu schriftlich 
erteilt hat; die Zustimmung ist un-
widerruflich (§ 33 Abs. 4 LWahlG).
 
Ein Bewerber oder Ersatzbewerber 
kann nur in einem Wahlkreis und 
hier nur in einem Wahlkreisvor-
schlag benannt werden (§ 34 Abs. 
2 LWahlG).

3. Inhalt und Form der Wahlkreis-
vorschläge 
 
Der Wahlkreisvorschlag soll nach 
dem Muster der Anlage 9 zur Lan-
deswahlordnung eingereicht wer-
den. Er muss nach § 28 LWO in 
Maschinen- oder Druckschrift 
folgende Angaben enthalten 

- den Familiennamen, die Vorna-
men, den Beruf oder Stand, den 
Tag der Geburt, den Geburtsort 
und die Anschrift (Hauptwohnung) 
des Bewerbers sowie
- den Namen der einreichenden 
Partei oder Wählervereinigung 
und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese, bei 
Wahlkreisvorschlägen von Stimm-
berechtigten deren Kennwort.

Er soll ferner Namen und Anschrif-
ten der Vertrauensperson und der 

stellvertretenden Vertrauensperson 
enthalten.

Wahlkreisvorschläge von Parteien 
und Wählervereinigungen müssen 
von mindestens drei Mitgliedern des 
Vorstandes des Landesverbandes, da-
runter dem Vorsitzenden oder seinem 
Stellvertreter, persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. Besteht 
kein Landesverband, so müssen die 
Wahlkreisvorschläge von den Vorstän-
den der nächstniedrigen Gebietsver-
bände, in deren Bereich der Wahlkreis 
liegt, gemäß dem vorstehenden Satz 
unterzeichnet sein.

Bei Wahlkreisvorschlägen von Stimm-
berechtigten haben drei stimmbe-
rechtigte Unterzeichner des Wahlvor-
schlags ihre Unterschriften auf dem 
Wahlkreisvorschlag selbst zu leisten.

4. Feststellung der Parteieigenschaft 
/ Eigenschaft als Wählervereinigung

4.1 Satzung, Programm und sat-
zungsgemäße Bestellung

Zur Einreichung von Wahlvorschlä-
gen müssen Parteien, die im Landtag 
Rheinland-Pfalz oder im Deutschen 
Bundestag und Wählervereinigungen, 
die im Landtag Rheinland-Pfalz seit 
deren letzter Wahl nicht ununterbro-
chen vertreten sind,
- ihre schriftliche Satzung,
- ihr schriftliches Programm und
- die satzungsgemäße Bestellung des 
Vorstandes
spätestens bis zum Ende der Einrei-
chungsfrist nachweisen können.

4.2 Weitere Nachweise über die Par-
teieigenschaft / Eigenschaft als mit-
gliedschaftlich organisierte Wähler-
vereinigung

Dem Wahlvorschlag einer Partei sol-
len Nachweise über die Parteiei-
genschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des 
Parteiengesetzes und dem Wahl-
vorschlag einer Wählervereinigung 
Nachweise über die Eigenschaft als 
mitgliedschaftlich organisierte Wäh-
lervereinigung beigefügt werden (§ 
33 Abs. 1 S. 3 LWahlG).

4.3 Einreichungsadressat

Die erforderlichen Unterlagen können 
zentral beim Landeswahlleiter einge-
reicht werden, der diese dann an die 
Kreiswahlleitungen weiterleitet. Die 
jeweiligen Wahlausschüsse stellen 
dann die Parteieigenschaft unabhän-
gig voneinander fest. 

5. Unterstützungsunterschriften für 
Wahlkreisvorschläge

Wahlkreisvorschläge von Parteien, die 
im Landtag Rheinland-Pfalz oder im 
Deutschen Bundestag und Wählerver-

einigungen, die im Landtag Rheinland-
Pfalz seit deren letzter Wahl nicht un-
unterbrochen vertreten sind, sowie 
Wahlkreisvorschläge von Stimmbe-
rechtigten müssen nach § 34 Abs. 3 
Satz 3 LWahlG i. V. m. § 28 Abs. 4 LWO 
von mindestens 
125 Stimmberechtigten des Wahl-

kreises
persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein; die Stimmberechtigung 
muss im Zeitpunkt der Unterzeich-
nung gegeben sein und ist bei Einrei-
chung der Wahlkreisvorschläge nach-
zuweisen. 
Wahlkreisvorschläge von Parteien 
und Wählervereinigungen dürfen 
erst nach Aufstellung des Bewerbers 
durch eine Mitglieder- oder Vertreter-
versammlung unterzeichnet werden. 
Vorher geleistete Unterschriften sind 
ungültig.

Die Unterschriften sind auf amtlichen 
Formblättern, die von der Kreiswahl-
leitung auf Anforderung kostenfrei 
in Papierform, darüber hinaus auch 
nicht veränderbar als Druckvorlage 
oder elektronisch (PDF), bereitgestellt 
werden, zu erbringen. 

- Bei der Anforderung sind Famili-
enname, Vornamen und Anschrift 
(Hauptwohnung) des vorzuschla-
genden Bewerbers anzugeben. 
- Als Bezeichnung des Trägers des 
Wahlvorschlags, der den Wahl-
vorschlag einreichen will, sind au-
ßerdem bei Parteien und Wähler-
vereinigungen deren Namen und, 
sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, bei Wahl-
kreisvorschlägen von Stimmberech-
tigten deren Kennwort anzugeben.  

- Parteien und Wählervereinigungen 
haben ferner die Aufstellung des Be-
werbers in einer Mitglieder- oder ei-
ner besonderen oder allgemeinen 
Vertreterversammlung nach § 37 
LWahlG zu bestätigen. Die Stimmbe-
rechtigten, die einen Wahlkreisvor-
schlag unterstützen, müssen die Er-
klärung auf dem Formblatt persönlich 
und handschriftlich unterzeichnen; 
neben der Unterschrift sind Famili-
enname, Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift (Hauptwohnung) des 
Unterzeichners sowie der Tag der Un-
terzeichnung anzugeben (§ 28 Abs. 4 
Nr. 2 LWO).

Die Stimmberechtigten, die einen 
Wahlkreisvorschlag unterstützen, 
müssen die Erklärung auf dem Form-
blatt persönlich und handschriftlich 
unterzeichnen; neben der Unter-
schrift sind Familienname, Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift (Haupt-
wohnung) des Unterzeichners sowie 
der Tag der Unterzeichnung anzuge-
ben (§ 28 Abs. 4 Nr. 2 LWO).
Für jeden Unterzeichner ist auf dem 
Formblatt oder gesondert eine Be-
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scheinigung der Gemeindeverwal-
tung, bei der er im Wählerverzeich-
nis einzutragen ist, beizufügen, dass 
er im Zeitpunkt der Unterzeichnung 
im betreff enden Wahlkreis sti mmbe-
rechti gt ist. 

Gesonderte Bescheinigungen des 
Sti mmrechts sind vom Träger des 
Wahlvorschlags bei der Einreichung 
des Wahlkreisvorschlages mit den 
Unterstützungsunterschrift en zu ver-
binden. Wer für einen anderen eine 
Bescheinigung des Sti mmrechts bean-
tragt, muss nachweisen, dass der Be-
treff ende den Wahlkreisvorschlag un-
terstützt (§ 28 Abs. 4 Nr. 3 LWO). 

Die gülti gen Unterschrift en und Be-
scheinigungen des Sti mmrechts der 
Unterzeichner müssen bei der Ein-
reichung der Wahlkreisvorschläge 
vorliegen. Sie können nach Ende der 
Einreichungsfrist grundsätzlich nicht 
nachgereicht werden, es sei denn, 
der Nachweis kann infolge von Um-
ständen, die der Wahlvorschlagsbe-
rechti gte nicht zu vertreten hat, nicht 
rechtzeiti g erbracht werden. 

Ein Sti mmberechti gter darf nur ei-
nen Wahlkreisvorschlag unterzeich-
nen; hat jemand mehrere Wahlkreis-
vorschläge unterzeichnet, so ist seine 
Unterschrift  auf allen weiteren Wahl-
kreisvorschlägen ungülti g (§ 34 Abs. 3 
LWahlG, § 28 Abs. 4 Nr. 4 LWO).

Den Wahlvorschlagsträgern wird 
empfohlen, über die gesetzlich ge-
forderte Mindestzahl hinaus vorsorg-
lich weitere Unterschrift en für den 
Fall vorzulegen, dass nicht alle Unter-
schrift en als gülti g anerkannt werden 
können.

6. Verbot der Listenverbindung
Die Verbindung von Wahlvorschlägen 
mehrerer Parteien oder Wählerverei-
nigungen ist gemäß § 38 LWahlG nicht 
zulässig.

7. Anlagen zum Wahlkreisvorschlag

Dem Wahlkreisvorschlag sind gemäß 
§ 28 Abs. 5 LWO beizufügen
- die Erklärung des vorgeschla-

genen Bewerbers, dass er seiner 
Aufstellung zusti mmt und dass er 
für keinen anderen Wahlkreis sei-
ne Zusti mmung zur Benennung 
als Bewerber oder Ersatzbewer-
ber gegeben hat. Sowie bei Wahl-
kreisvorschlägen von Parteien und 
Wählervereinigungen die nach 
§ 37 Abs. 5 Satz 3 und 4 LWahlG 
vorgeschriebene Versicherung an 
Eides statt  des vorgeschlagenen 
Bewerbers gegenüber der Kreis-
wahlleitung, dass er nicht Mit-
glied einer anderen als der den 
Wahlvorschlag einreichenden Par-
tei oder Wählervereinigung ist, 
jeweils nach dem Muster der An-
lage 11,

- eine Bescheinigung der zuständi-
gen Gemeindeverwaltung nach 
dem Muster der Anlage 12 zur 
Landeswahlordnung, dass der vor-
geschlagene Bewerber wählbar 

ist, sowie
- bei Wahlkreisvorschlägen von Par-

teien und Wählervereinigungen 
eine Ausferti gung der Nieder-
schrift  über die Beschlussfassung 
der Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung, in der der Bewerber 
aufgestellt worden ist, mit den 
nach § 37 Abs. 5 Satz 2 LWahlG 
vorgeschriebenen Versicherungen 
an Eides statt ; die Niederschrift  
soll nach dem Muster der Anlage 
13 zur Landeswahlordnung ge-
ferti gt, die Versicherung an Eides 
statt  nach dem Muster der Anlage 
14 zur Landeswahlordnung abge-
geben werden.

Bei Wahlkreisvorschlägen von Par-
teien, die im Landtag Rheinland-Pfalz 
oder im Deutschen Bundestag und 
Wählervereinigungen, die im Land-
tag Rheinland-Pfalz seit deren letzter 
Wahl nicht ununterbrochen vertreten 
sind, und Wahlkreisvorschlägen von 
Sti mmberechti gten sind außerdem 
beizufügen:
- die erforderliche Zahl an Unter-

stützungsunterschrift en nebst Be-
scheinigungen des Sti mmrechts 
der Unterzeichner,

- die schrift liche Satzung der Par-
tei oder Wählervereinigung, ihr 
schrift liches Programm und der 
Nachweis über die satzungsge-
mäße Bestellung des Vorstandes 
des Landesverbandes oder, wenn 
ein solcher nicht besteht, der Vor-
stände der nächstniedrigen Ge-
bietsverbände, in deren Bereich 
der Wahlkreis liegt,

- die Nachweise über die Partei-
eigenschaft  nach § 2 Abs. 1 Satz 
1 des Parteiengesetzes oder die 
Nachweise über die Eigenschaft  
als mitgliedschaft lich organisierte 
Wählervereinigung.

8. Vordrucke zur Einreichung von 
Wahlkreisvorschlägen

Die zur Einreichung von Wahlkreis-
vorschlägen erforderlichen Vordrucke 
werden auf Anforderung von der 
Kreiswahlleitung kostenfrei geliefert; 
dies kann auch durch elektronische 
Bereitstellung erfolgen.

9. Gesetzliche Grundlagen

Gesetzliche Grundlagen für die Durch-
führung der Landtagswahl 2026 sind
- das Landeswahlgesetz (LWahlG) in 

der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. November 2004 (GVBl. 
S. 519), zuletzt geändert durch 
das Achte Landesgesetz zur Än-
derung des Landeswahlgesetzes 
vom 20. Dezember 2024 (GVBl. v. 
11.10.2019, S. 297).

- die Landeswahlordnung (LWO) 
vom 07. Juni 1990 (GVBl. S. 153), 
zuletzt geändert durch Arti kel 1 
der Verordnung vom 07. Januar 
2021 (GVBl. S. 21).

Derzeit befi nden sich erforderliche 
Anpassungen und Änderungen des 
Landeswahlgesetzes und der Landes-
wahlordnung in der Vorbereitung. 

Auf wesentliche Änderungen wird - 
unmitt elbar nach Veröff entlichung 
im Gesetz- und Verordnungsblatt  für 
Rheinland-Pfalz - im Internetangebot 
des Landeswahlleiters sowie in den 
einschlägigen Informati onsbroschü-
ren hingewiesen.

10. Dienststelle der Kreiswahlleitung

Die Anschrift  der Kreiswahlleitung lau-
tet:

Kreiswahlleitung für die Wahlkreise

22 - Witt lich und
23 - Bernkastel-Kues/Morbach/Kirch-
berg (Hunsrück)
Kurfürstenstraße 16
54516 Witt lich

Witt lich, 27. Mai 2025                             
Kreiswahlleitung der Wahlkreise
22 - Witt lich und 23 - Bernkastel-Kues/
Morbach/Kirchberg (Hunsrück) 
gez. Andreas Hackethal 

Stellenausschreibung
Die Kreisverwaltung Bernkastel-Witt lich als kundenorien-
ti ert, innovati v und wirtschaft lich handelndes Dienstleis-
tungsunternehmen bietet folgende Stelle an:

Sozialarbeiter/Sozialpädagogen für die Auf-
gaben des Allgemeinen Sozialen Dienstes 

(m/w/d)
im Fachbereich 12 - Jugend und Familie

- Vollzeit/Teilzeit (75 - 100%), S 14 TVöD, 
zunächst befristet für zwei Jahre -

Sekretariat (m/w/d)
bei der in Trägerschaft  des Landkreises 

Bernkastel-Witt lich stehenden IGS Morbach
- unbefristet, Teilzeit (11,5 Wochenstunden während der 

Schulzeit - 2 x wöchentlich nachmitt ags und Freitagvormit-
tag), EG 6 TVöD -

Die vollständigen Stellenausschreibungen fi nden Sie un-
ter www.stellen.bernkastel-witt lich.de. Bitt e nutzen Sie 
für Ihre Bewerbung ausschließlich das Bewerberportal.

Verantwortlich für den Inhalt der Kreisnachrichten:

Kreisverwaltung Bernkastel-Witt lich

Postf ach 1420, 54504 Witt lich

Ansprechpartnerin: 

Michaela Linden-Kaspari, Tel.: 06571 14-2440

E-Mail: Kreisnachrichten@Bernkastel-Witt lich.de

SENIORENPORTAL
BERNKASTEL-WITTLICH

Informati onen zur 
Unterstützung bei 

Pfl egebedarf 
und im Alter
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Grenzenlose Ideen gesucht:  

Jetzt mitmachen beim Wettbewerb 
#moselhelden 2025

Regionalinitiative „Faszination Mosel“ 
und Rheinland-Pfalz.GOLD prämieren 
grenzüberschreitendes Engagement

Unter dem Motto „Mosel 
grenzenlos“ sucht die Re-
gionalinitiative „Faszinati-
on Mosel“ gemeinsam mit 
der Wirtschaftsstandortmar-
ke Rheinland-Pfalz.GOLD kre-
ative Projekte, die Europa im 
Kleinen groß denken und die 
Moselregion über Grenzen 
hinweg bereichern.
Gesucht werden Menschen, 
Initiativen, Vereine, Unter-
nehmen oder Kommunen aus 
dem gesamten Weinanbau-
gebiet Mosel – von der Saar 
bis zur Sauer, von der Ruwer 
bis zur Lieser – die mit ihrem 
Engagement Brücken bauen 
und die Idee eines offenen, 
vernetzten Europas lebendig 
machen. Ob kultureller Aus-
tausch, grenzüberschreitende 
Bildungsprojekte, nachhaltige 
Start-ups oder zukunftsori-
entiertes Handwerk – gefragt 
sind Ideen, die verbinden.

Das gibt es zu gewinnen:
• Drei Jury-Preise à 1.000 

Euro, gestiftet vom Mi-
nisterium für Wirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft 
und Weinbau Rheinland-

Pfalz
• Ein Publikumspreis in 

Höhe von 1.000 Euro, ge-
stiftet von Westenergie

• Professionelle Filmclips, 
Urkunden, Trophäen und 
breite Sichtbarkeit in der 
Moselregion

 
Vom 1. bis 31. Juli 2025 kön-
nen sich interessierte Akteure 
unter www.faszinationmosel.
info/moselhelden mit ihrer 
Projektbeschreibung bewer-
ben. Im August wählt eine 
Fachjury die Preisträger aus. 
Parallel dazu entscheidet die 
Öffentlichkeit per Online-Vo-
ting über den Publikumspreis.

Die feierliche Ehrung der #mo-
selhelden 2025 durch Wirt-
schaftsministerin Daniela 
Schmitt findet am Mittwoch, 
29. Oktober 2025, beim 16. 
Moselkongress in Nittel statt.
Mitmachen lohnt sich – für 
Europa, für die Region, für 
eine grenzenlose Mosel!
Alle Informationen zur Aus-
schreibung und Bewerbung: 
www.faszinationmosel.info/
moselhelden 

Workshopreihe für Gründer geht in die 
zweite Runde: Finanzierung & Förderung 

am 27. Juni in Wittlich
Die Wirtschaftsförderung des 
Landkreises Bernkastel-Witt-
lich setzt ihre Workshopreihe 
für Gründerinnen und Grün-
der fort. 

Am Freitag, 27. Juni 2025, ab 
16.00 Uhr steht der zweite Teil 
unter dem Titel „Finanzierung 
& Förderung“ auf dem Pro-
gramm. Die Veranstaltung fin-
det in den Räumen der Spar-
kasse Wittlich statt.

Neben Fördermöglichkeiten, 
die den Start in die Selbststän-
digkeit erleichtern können, 
wird es in diesem Workshop 
rund um finanzielle Fragen 
der Gründung gehen. Exper-
ten der Sparkasse Mittelmosel 
EMH geben einen praxisnahen 
Überblick über die wichtigsten 
Themen rund um Finanzie-
rungsformen, Zahlungsver-
kehr und worauf Banken bei 
einem Businessplan beson-
ders achten. 

Die Veranstaltung ist interak-
tiv gestaltet. Neben den Vor-
trägen bleibt ausreichend Zeit 
für einen offenen Austausch 
und die Klärung individueller 
Fragen.  Die Teilnahme ist ko-
stenlos, eine vorherige Anmel-
dung ist erforderlich. Weitere 
Informationen und die Anmel-
dungsmöglichkeit finden Inte-
ressierte unter: https://www.
bernkastel-wittlich.de/wirt-
schaft-tourismus/wirtschafts-
foerderung/veranstaltungen/
gruendungswerkstatt-2025/ 

Kontakt für Rückfragen & An-
meldung:

Matthias Denis
Wirtschaftsförderung des 
Landkreis Bernkastel-Wittlich 
Tel.: 06571 14-2494
Email: wirtschaftsfoerde-
rung@bernkastel-wittlich.de
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Gründer brauchen
starke Partner

Gründungswerkstatt  
Erfolgreich gründen mit Plan! 

Die dreiteilige Workshopreihe  
vermittelt praxisnahes Wissen zu  
Businessplan-Erstellung,  
Finanzierung und Online-Marketing  
mit KI – interaktiv und  
mit Expertenbegleitung.

Weitere Informationen:

Mit freundlicher Unterstützung:

Sparkasse Mittelmosel
Eifel Mosel Hunsrück

Vereinigte
Volksbank Raiffeisenbank eG

Information und Anmeldung:
Matthias Denis, Wirtschaftsförderung des Landkreis Bernkastel-Wittlich
Tel.: 06571 14-2494, Email: wirtschaftsfoerderung@bernkastel-wittlich.de

Die Teilnahme ist kostenlos.  
Eine vorherige Anmeldung  
ist erforderlich. 

» Businessplanwerkstatt
 Samstag, 17. Mai
 ÜAZ Wittlich

» Finanzierungswerkstatt
 Freitag, 27. Juni
 Sparkasse Wittlich

» KI Werkstatt Onlinemarketing
 Samstag, 30. August
 Makerspace Wittlich
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Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung

zum Schutz gegen die Amerikanische Faulbrut bei Bienen 
In einem Bienenstand in der Stadt 
Wittlich Gemarkung Wittlich-Neuer-
burg wurde am 07.04.2025 der Aus-
bruch der Amerikanischen Faulbrut 
bei Bienen (AFB) amtlich festgestellt. 
Die Kreisverwal-tung Bernkastel-Witt-
lich erlässt aus diesem Grund ge-
mäß Artikel 170 der Verordnung (EU) 
2016/429 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 9. März 
2016, Artikel 1 der Delegierten Ver-
ordnung (EU) 2018/1629 der Kom-
mission vom 25. Juli 2018, Artikel 1 
Nr. 4 und 5 der Durchführungsverord-
nung (EU) 2018/1882 der Kommissi-
on vom 3. Dezember 2018 und §§ 6 
und 37 Tiergesundheitsgesetzes (Tier-
GesG) in der Fassung vom 21. Novem-
ber 2018 (BGBL IS. 1938) i. V. m. §§ 
1 und 4 des Landesgesetzes zur Aus-
führung des Tiergesundheitsgesetzes 
(AGTierGesG) vom 29. Juli 2024 i.V.m. 
§§ 5b, 10 und 11 der Bienenseuchen-
verordnung (BienSeuchV) in der Neu-
fassung vom 3. November 2004 (BGBl. 
I S. 2738), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 7 der Verordnung vom 17. April 
2014 (BGBl. I S. 388) folgende 

Tiergesundheitsrechtliche Allgemein-
verfügung:

1. Verfügungen
1.1. Aufhebung der bisherigen 
tiergesundheitsrechtlichen Allge-
meinverfügung
Es wird widerrufen:
• Die Allgemeinverfügung zur Ge-

bietsfestlegung des Sperrbezirks 
und Festlegung der Seuchenbe-
kämpfungsmaßnahmen innerhalb 
des Sperrbezirks vom 07.04.2025

• Die Allgemeinverfügung zur Ge-
bietsfestlegung des Sperrbe-
zirks und Überwachungszone 
der Seuchenbekämpfungsmaß-
nahmen innerhalb des Sperrbe-
zirks und Überwachungszone vom 
24.04.2025

2. Gebietsfestlegung Sperrbezirke 
und Untersuchungsbezirk

2.1. In der Stadt Wittlich mit der Ge-
markung Neuerung, Dorf, Bom-
bogen, Wengerohr, Teilbereich 
Gemarkung Wittlich und der Ge-
meinde Flussbach werden Zwei 
Sperrbezirke eingerichtet.

2.2.  Als Grenze der Sperrzone gelten 
die Gemarkungsgrenzen von Neu-
erung, Dorf, Bombogen, Wenge-
rohr. In der Gemarkung Wittlich 
wird der Teilbereich begrenzt 
durch die Lieser, der Feldstraße, 
Himmeroder Straße Kegelbahn-
straße, Burgstraße, Schlosstraße, 
Gerberstraße, Kurfürstenstraße, 
B50 bis zum Autobahnkreuz, Ent-
lang der A1 bis zur Lieser, Entlang 
der Lieser bis zur Einmündung 
Büscheider Graben, Entlang des 
Büscheider Graben bis zum Weg 
Büscheid und entlang der Gemar-
kungsgrenze Wittlich wieder bis 
zum Rommelsbach, Entlang des 
Rommelsbach bis zur Einmün-
dung in die Lieser. Die detail-
lierten Grenzen des Sperrbezirks 
sind in einer Karte dargestellt, die 

Bestandteil dieser Allgemeinver-
fügung.  

2.3. Neben dem bereits bestehenden 
Sperrbezirk ist ein Untersuchungs-
bezirk eingerichtet worden. Die-
ser erstreckt sich über insgesamt 
14 Gemeinden.

2.4. Als Untersuchungsbezirk gelten 
die Gemarkungen Niederscheid-
weiler, Hasborn, Willwerscheid, 
Greimerath, Diefenbach, Bau-
sendorf, Wittlich, Platten, Altrich, 
Bergweiler, Dreis und Ürzig sowie 
Teile der Gemarkung Zeltingen-
Rachtig linksseitig der Mosel. Die 
detaillierten Grenzen des Unter-
suchungsbezirkes sind in einer 
Karte dargestellt, die Bestandteil 
dieser Allgemeinverfügung ist. 
Diese Karte kann bei der Kreis-
verwaltung Bernkastel-Wittlich, 
Fachbereich 32 Veterinärdienst, 
Landwirtschaft und Weinbau, Kur-
fürstenstraße 59 in 54516 Wittlich 
oder auf der Homepage des Land-
kreises Bernkastel-Wittlich (www.
bernkastel-wittlich.de) eingese-
hen werden.

3. Anordnungen für den Sperrbezirk
3.1. Gemäß § 1a der Bienenseuchen-

Verordnung hat, wer Bienen 
halten will, dies spätestens bei 
Beginn der Tätigkeit dem Vete-
rinäramt Wittlich unter Angabe 
der Anzahl der Bienenvölker und 
ihres Standortes anzuzeigen. So-
fern die Bienenhaltung durch den 
Imker innerhalb des Sperrbezirkes 
bisher noch nicht bei der Kreis-
verwaltung Bernkastel-Wittlich 
angezeigt ist, ist diese unverzüg-
lich beim Veterinäramt Bernka-
stel-Wittlich Fachbereich 32, Kur-
fürstenstraße 59, 54516 Wittlich 
(E-Mail: veterinaeramt@bern-
kastel-wittlich.de Tel. 06571/14-
1032) nach-zuholen. 

      Alle Imker im Sperrbezirk haben 
unverzüglich unter Angabe des 
Standortes (Koordinaten oder 
passendes Kartenmaterial) die 
Völkerzahl beim Veterinäramt der 
Kreisverwaltung Bernkastel-Witt-
lich (Tel. 06571/14-1032, E-Mai.: 
veterinaeramt@bernkastel-witt-
lich.de ) anzuzeigen.

3.2. Alle Bienenvölker und Bienen-
stände im Sperrbezirk sind un-
verzüglich auf Amerikanische 
Faul-brut amtstierärztlich zu un-
tersuchen; diese Untersuchung ist 
frühestens zwei, spätestens neun 
Monate nach der Behandlung der 
an der Seuche erkrankten Bie-
nenvölker des infizierten Bienen-
standes zu wiederholen.

3.3. Bewegliche Bienenstände dürfen 
von ihrem Standort nicht entfernt 
werden.

3.4. Bienenvölker, lebende oder tote 
Bienen, Waben, Wabenteile, Wa-
benabfälle, Wachs, Honig, Futter-
vorräte, Bienenwohnungen und 
benutzte Gerätschaften dürfen 
nicht aus den Bienenständen ent-
fernt werden.  

Dies gilt allerdings nicht 
• für Wachs, Waben, Wabenteile 

und Wabenabfälle, wenn sie an 
wachsverarbeitende Betriebe, die 
über die erforderliche Einrichtung 
zur Entseuchung des Wachses 
verfügen, unter der Kennzeich-
nung "Seuchenwachs" abgegeben 
werden

• für Honig, der nicht zur Verfütte-
rung an Bienen bestimmt ist.

      Honig aus den Bienenvölkern ist 
für den menschlichen Verzehr 
ohne Einschränkungen ver-kehrs-
fähig!

3.5. Bienenvölker oder Bienen dürfen 
nicht in den Sperrbezirk verbracht 
werden.

Das Veterinäramt der Kreisverwal-
tung Bernkastel-Wittlich kann für 
Bienenvölker, Bienen, Bienenwoh-
nungen und Gerätschaften sowie 
Futtervorräte Ausnahmen von 
den Beschränkungen nach den 
Nummern 1 bis 4 zulassen, wenn 
eine Verschleppung der Seuche 
nicht zu befürchten ist. In diesem 
Falle muss vorher ein Antrag ge-
stellt werden. 

4. Anordnungen für den Untersu-
chungsbezirk

4.1. Gemäß § 1a der Bienen-
seuchen-Verordnung hat, wer 
Bienen halten will, dies späte-
stens bei Beginn der Tätigkeit 
dem Veterinäramt Wittlich unter 
Angabe der Anzahl der Bienen-
völker und ihres Standortes an-
zuzeigen. Sofern die Bienenhal-
tung durch den Imker innerhalb 
des Un-tersuchungsbezirks bisher 
noch nicht bei der Kreisverwal-
tung Bernkastel-Wittlich angezeigt 
ist, ist diese unverzüglich beim 
Veterinäramt Bernkastel-Wittlich 
Fachbereich 32, Kurfürstenstraße 
59, 54516 Wittlich (E-Mail: veteri-
naeramt@bernkastel-wittlich.de 
Tel. 06571/14-1032) nachzuholen. 
Alle Imker im Untersuchungsbe-
zirk haben unverzüglich unter An-
gabe des Standortes (Koordinaten 
oder passendes Kartenmaterial) 
die Völkerzahl beim Veterinäramt 
der Kreisverwaltung Bernkastel-
Wittlich anzuzeigen.

4.2. Amtstierärztliche Bescheini-
gungen für Bienenvölker im Un-
tersuchungsbezirk werden nur 
nach amtstierärztlicher Untersu-
chung und Vorlage einer nega-
tiven Futterkranzprobe auf Ameri-
ka-nische Faulbrut ausgestellt.

4.3. Veränderungen der Bienenstän-
de sind unverzüglich dem Veteri-
näramt mitzuteilen. 

     Honig aus den Bienenvölkern ist 
für den menschlichen Verzehr 
ohne Einschränkungen verkehrs-
fähig!

5. sofortige Vollziehung 
      Nach § 37 Tiergesundheitsge-

setz, in der aktuellen Fassung, 
hat die Anfechtung bestimmter 
Anordnungen zur Bekämpfung 
von Tierseuchen keine aufschie-
bende Wirkung. Für den Fall, dass 
die auf-schiebende Wirkung von 
Widerspruch und Anfechtungs-
klage nicht schon kraft Gesetzes 

entfällt, beruht die ausgespro-
chene Anordnung der sofortigen 
Vollziehung auf § 80 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO) vom 19. März 1991 
(BGBl. I S. 686). Die Anordnung ist 
im öffentlichen Interesse notwen-
dig, um eine Verschleppung des 
Seuchenerregers zu verhindern. 
Bei der Amerikanischen Faulbrut 
handelt es sich um eine anste-
ckende Erkrankung der Bienen, 
die hohe wirtschaftliche Einbußen 
der betroffenen Bienenhaltungen 
verursachen kann. Aufgrund der 
starken Ausbreitungstendenz 
der Amerikanischen Faulbrut ist 
zu befürchten, dass Bienenhal-
tungen im Umkreis eines bereits 
infizierten Bienenstandes eben-
falls infiziert werden könnten. 
Ohne die sofortige Geltung der 
für den Sperrbezirk normierten 
Regelungen steigt die Gefahr, dass 
sich die Krankheit weiter aus-
breitet und dadurch erhebliche 
Schäden verursacht werden. Dies 
kann jedoch im öffentlichen In-
teresse an einer effektiven und 
schnellen Tierseuchenbekämp-
fung nicht hingenommen werden. 
Die Behörde kann sich nicht auf 
die aufschiebende Wirkung etwai-
ger Rechtsbehelfe und der damit 
verbundenen zeitlichen Verzöge-
rungen hinsichtlich der Bekämp-
fung der Tierseuche einlassen. 
Nur wenn die angeordneten 
Maßnahmen sofort und umfas-
send greifen, kann das Risiko der 
Übertragung der Amerikanischen 
Faulbrut begrenzt werden. Private 
Interessen, die der Anordnung 
der sofortigen Vollziehung ent-
gegenstehen, müssen daher zu-
rückstehen. Diese Anordnung ist 
verhältnismäßig und greift nicht 
unzulässiger Weise in schützens-
werte Rechtsgüter ein.

6. Inkrafttreten
      Diese Allgemeinverfügung tritt am 

Tag nach Ihrer Bekanntmachung 
in den ortsüblichen Bekanntma-
chungsorgangen in Kraft.  

7. Begründung und recht-
liche Würdigung
Die Anordnung des Untersuchungsge-
bietes beruht auf § 3 Bienenseuchen-
verordnung:
Ist zu befürchten, dass sich die Ame-
rikanische Faulbrut, die Acariose 
(Milbenseuche), die Varroatose, der 
Kleine Beutenkäfer oder die Tropi-
laelaps-Milbe ausgebreitet hat oder 
ausbreitet, kann die zuständige Be-
hörde eine amtliche Untersuchung 
aller Bienenvölker und Bienenstände 
des verdächtigen Gebietes anzuord-
nen.
Bei der Amerikanischen Faulbrut han-
delt es sich um eine anzeigepflichti-
ge Tierseuche, die für den Menschen 
zwar eine ungefährliche, bakterielle 
Krankheit darstellt, sich aber schnell 
von Bienenvolk zu Bienenvolk ver-
breiten und dabei hohe Tierverluste 
zur Folge haben kann. Dies ist insbe-
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sondere dann der Fall, wenn starke, 
gesunde Bienen bei geschwächten 
und kranken Bienenvölkern einfal-
len und deren infizierten Honig rau-
ben. Bei diesem Vorgehen kommt es 
dazu, dass die Bienen die krankma-
chenden Bakterien-Sporen in ihren ei-
genen Bienenstock einschleppen. Er-
reger der Amerikanischen Faulbrut ist 
das Bakterium Paenibacillus larvae. In 
seiner Sporenform kann der Erreger in 
der Umwelt über eine lange Zeit über-
leben. Betroffen ist allein die Honig-
bienen-brut, da nur die Bienenlarven 
infiziert werden können; adulte Bie-
nen sind gegen den Erreger resistent. 
Dennoch ist der wirtschaftliche Scha-
den unter Umständen enorm, da die 
Krankheit letztlich zum Verlust ganzer 
Bienenvölker führt und durch die wi-
derstandsfähigen Sporen ein sehr ho-
hes Verbreitungspotential hat. Zudem 
kann es zu einer Übertragung durch 
den Imker durch infizierte Gerätschaf-
ten kommen.

Die Bekämpfung der Amerikanischen 
Faulbrut ist im EU-Recht in der Ver-
ordnung (EU) 2016/429 geregelt. Bei 
der Amerikanischen Faulbrut handelt 
es sich um eine melde- und überwa-
chungs-pflichtige Seuche der Kate-
gorie D und E nach Verordnung (EU) 
2018/1882 in Verbindung mit Verord-
nung (EU) 2016/429 in den aktuell gül-
tigen Fassungen. Artikel 170 der VO 
(EU) 2016/429 eröffnet den Mitglied-
staaten die Möglichkeit, zusätzlich 
zu den Seuchenbekämpfungsmaß-
nahmen nach europäischem Recht 
nationale Maßnahmen festzulegen, 
sofern die nationalen Maßnahmen 
dem europäischem Recht genügen 
und zur Bekämpfung der Ausbreitung 
der Seuche erforderlich und verhält-
nismäßig sind. § 6 des Tiergesund-
heitsgesetzes ermächtigt das Bundes-
ministerium, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates, ei-
gene nationale Vorschriften zur Be-
kämp-fung von Tierseuchen zu er-
lassen. Für Bienenhaltungen gilt die 
nationale Bienenseuchen-Verordnung 
(BienSeuchV) vom 3. November 2004 
(BGBl. I S. 2738) in der aktuell gültigen 
Fassung in allen Teilen weiter, sofern 
sie nicht geringere Anforderungen als 
das europäische Recht stellt oder die-
sem widerspricht und die Maßnah-
men erforderlich und verhältnismä-
ßig sind.

Am 07.04.2025 wurde von dem Land-
rat des Landkreises Bernkastel-Witt-
lich aufgrund eines positi-ven Labor-
befundes in einem Bienenstand der 
Ausbruch der Amerikanischen Faul-
brut in der Stadt Wittlich amtlich fest-
gestellt.
Die sachliche und örtliche Zuständig-
keit der Kreisverwaltung Bernkastel-
Wittlich für die in dieser Anordnung 
getroffenen Maßnahmen ergibt sich 
aus § 24 Abs. 1 des Tiergesundheits-
gesetzes (TierGesG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21.11.2018 
(BGBl. I S. 1938) in Verbindung mit §§ 
1 und 4 des Landesgesetzes zur Aus-
führung des Tiergesundheitsgesetzes 
(AGTierGesG) vom 29. Juli 2024.

Zu Ziffer 2
Gemäß § 10 Abs. 1 BienSeuchV ist 
nach amtlicher Feststellung eine 
Schutzzone (Sperrbezirk) von minde-
stens 1 km einzurichten. Die Festle-
gung dieses Gebietes wurde für not-
wendig erachtet, um ein weiteres 
Ausbreiten der Seuche zu verhindern. 

Zu Ziffer 3 und 4
Gemäß § 1a der Bienen-Seuchenver-
ordnung hat, wer Bienen halten will, 
dies spätestens bei Beginn der Tätig-
keit dem zuständigen Veterinäramt 
unter Angabe der Anzahl der Bienen-
völker und ihres Standortes anzuzei-
gen. 
Gem. § 11 Abs. 1 Nr. 1 der BienSeuchV 
sind alle Bienenvölker und Bienen-
stände im Sperrbezirk unverzüglich 
auf Amerikanische Faulbrut amtstier-
ärztlich durch die Kreisverwaltung 
Bernkastel-Wittlich zu untersuchen. 
Diese Untersuchung ist frühestens 
zwei, spätestens neun Monate nach 
der Tötung oder Behandlung der an 
der Seuche erkrankten Bienenvölker 
des verseuchten Bienenstandes zu 
wiederholen.
Gemäß § 3 Bienenseuchenverord-
nung kann die zuständige Behör-
de eine amtliche Untersuchung al-
ler Bienenvölker und Bienenstände 
des verdächtigen Gebietes anordnen, 
wenn zu befürchten ist, dass sich die 
Amerikanische Faulbrut, die Acario-
se (Milbenseuche), die Varroatose, 
der Kleine Beutenkäfer oder die Tro-
pilaelaps-Milbe ausgebreitet hat oder 
ausbreitet.
Gem. § 5b der BienSeuchV kann die 
zuständige Behörde alle Besitzer von 
Bienenvölkern in einem nach § 3 ver-
dächtigen Gebiet oder einem nach § 
14 Abs. 2 bestimmten Gebiet auffor-
dern, diese unter Angabe des Stand-
ortes der Bienenstände anzuzeigen. 
Von dieser Ermächtigung haben wir 
Gebrauch gemacht, um eine aktu-
elle Übersicht über alle Bienenstän-
de in dem Sperrbezirk zu er-halten, 
damit die notwendigen Maßnahmen 
zur Verhinderung einer Ausbreitung 
der Amerikanische Faulbrut schnellst-
möglich und effektiv ergriffen werden 
können.
Zur Meldung können Sie den auf 
der Internetseite der Kreisverwal-
tung (Formulare) hinterlegten Mel-
debogen verwenden (Link: An-
zeige Bienenhaltung AFB.docx ).  

Zu Ziffer 5
Die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung unserer Anordnung erfolgt 
auf der Grundlage des § 80 Abs. 2 
Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsord-
nung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 
686), die zuletzt durch Artikel 21 des 
Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2208) geändert worden ist. Hiernach 
sind wir berechtigt, die sofortige Voll-
ziehung von Verwaltungsakten im 
überwiegenden öffentlichen Interes-
se anzuordnen. 
Die Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung bedeutet, dass ein Widerspruch 
oder eine Anfechtungs-klage gegen 
unsere Anordnungen keine aufschie-
bende Wirkung hat.

Das besondere öffentliche Interes-
se liegt darin begründet, dass es sich 
bei der Amerikanische Faulbrut um 
eine leicht übertragbare Bienen-
seuche handelt, der ein sehr wider-
standsfähiger Erreger zugrunde liegt. 
Die Bekämpfung der Amerikanische 
Faulbrut, bei der es sich um eine an-
zei-gepflichtige Tierseuche handelt, 
liegt im staatlichen Interesse. Zur Ver-
meidung einer Ausbreitung der Seu-
che ist es unbedingt erforderlich, dass 
die von uns angeordnete Festlegung 
des Sperrbezirks ihre rechtlichen Wir-
kungen sofort entfaltet und die von 
uns angeordnete Verpflichtung zur 
Meldung von Bienenständen in dem 
Sperrbezirk sofort beachtet werden 
muss. Müssten die in § 11 der Bie-
nenseuchen-Verordnung festgelegten 
Schutzmaßnahmen nicht beachtet 
und die Bienen-stände in dem Sperr-
bezirk nicht gemeldet werden, würde 
das dazu führen, dass eine Weiterver-
breitung der Amerikanische Faulbrut 
stattfinden könnte und erforderliche 
Bekämpfungsmaßnahmen zu spät kä-
men. Tierseuchenrechtliche Maßnah-
men die den gleichen erforderlichen 
Zweck dienen und weniger einschnei-
den aber gleich wirksam sind, sind 
nicht erkennbar.
Unter Abwägung des öffentlichen In-
teresses an der sofortigen Vollziehung 
der Maßnahmen des Seuchenschutzes 
und der privaten Interessen der Bie-
nenhalter an dem vorläufigen Schutz 
vor den angeordneten Maßnahmen 
überwiegt das öffentliche Interesse an 
der Vollziehbarkeit dieser Anordnung, 
sodass wir zur Anordnung der sofor-
tigen Vollziehung berechtigt waren 
und hiervon nach pflichtgemäßem 
Ermessen Gebrauch gemacht haben. 

Zu Ziffer 6
Nach § 1 des Landesverwaltungs-
verfahrensgesetzes vom 23.12.1976 
(GVBl. Seite 308) in der der-zeit ak-
tuellen Fassung in Verbindung mit § 
41 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.01.2003 (BGBl. I S. 

102), das zuletzt durch Artikel 5 Ab-
satz 25 des Gesetzes vom 21.06.2019 
(BGBl. I S. 846) geändert worden ist 
sind wir berechtigt zu regeln, dass die 
vorliegende Allgemeinverfügung mit 
dem auf die ortsübliche Bekanntma-
chung folgenden Tag als bekannt ge-
geben gilt.
Von dieser Ermächtigung haben wir 
Gebrauch gemacht, damit die recht-
lichen Wirkungen dieser Allgemein-
verfügung schnellstmöglich greifen. 

H i n w e i s e 

Der Erreger ist für den Menschen un-
gefährlich auch vom Verzehr des Ho-
nigs geht keine Ge-fahr aus. 
Nach § 11 der Bienenseuchen-Ver-
ordnung gelten für einen von der zu-
ständigen Behörde gebildeten Sperr-
bezirk bestimmte Beschränkungen für 
die Bienenhalter, deren Bienenstän-
de sich im Sperrbezirk befinden. Ver-
stöße gegen diese Vorgaben stellen in 
der Regel Ordnungswidrigkeiten nach 
§ 26 der Bienenseuchen-Verordnung 
dar, die mit einer empfindlichen Geld-
buße geahndet werden können.
Diese Allgemeinverfügung steht nach 
deren Veröffentlichung auch auf der 
Internetseite der Kreisverwaltung 
Bernkastel-Wittlich unter www.bern-
kastel-wittlich zur Einsicht bereit. 

R e c h t s b e h e l f s b e l e h r u n g 

Gegen diesen Bescheid kann inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch bei der Kreisverwaltung 
Bernkastel-Wittlich, Kurfürstenstra-
ße 16, 54516 Wittlich schriftlich, in 
elekt-ronischer Form nach § 3a Abs. 2 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes, 
schriftformersetzend nach § 3a Absatz 
3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
und § 9a Absatz 5 des Onlinezugangs-
gesetzes oder zur Niederschrift erho-
ben werden.
Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich
Wittlich, 27.05.2025
Andres Hackethal
Landrat


